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Hillermeier will polizeifreien Rau
SPD für Rückzug auf reinen Objektschutz /
München (Iby). Die gewalttätigen Auseinandersetzungen um die atomare Wiederaufarbei−tungsanlage (WAA) in Wackersdorf zu Pfingsten haben gestern erneut Parteienstreit aufkommenlassen. Innenminister Karl Hillermeier wies die

neten Peter−Paul Gantzer zurück, daß sich die P
jektschutz beschränken soll. Gantzer hatte im

?absurde Forderung? des SPD−Landtagsabgeord−
olizei künftig in Wackersdorf auf den reinen Ob−
Pressedienst seiner Partei dem Minister und der

Polizeieinsatzleitung vorgeworfen, ihre Fürsorgepflicht für die ihnen anvertrauten Polizeibeamtensträflich verletzt zu haben. Die bayerischen Grünen bezeichneten den Innenminister als gegen−wärtig ?größtes Sicherheitsrisiko? in Bayern.
M Hillermeier versicherte zum Verlangen

?ach Objektschutz des Bauzaunes um das Ge−
ände der geplanten Anlage, in Wackersdorf
werde es keinen rechtsfreien oder polizeifreien
Raum und kein Zurückweichen des Staates vor
Rechtsbrechern geben. ?Es ist und bleibt die
Aufgabe der Polizei, Straftaten zu unterbinden
und Straftäter festzunehmen.? Gleichzeitig wies
Hillermeier die ?ungeheuerliche Unterstellung?
des früheren Bundesverfassungsrichters Martin
Hirsch zurück, an den Ausschreitungen in Wak−
ersdorf seien getarnte Polizisten beteiligt ge−
vesen. Mit dieser Verdächtigung liefere Hirsch
en Chaoten unverantwortlich Stichworte für
’ie immer wieder zu hörenden ?fadenscheinigen
?usreden und Rechtfertigungsversuche?, Hirsch
?eweise nur, daß er als Bundesverfassungsrich−
er fehl am Platze gewesensei und er im Inter−
sse des Ansehensdes höchsten Gerichts besser
aran täte, sich aus politischen Auseinanderset−
ungen herauszuhalten.
B Der SPD−Abgeordnete Gantzer hielt es für

nerklärlich und unentschuldbar, daß zwei Hun−
ertschaften der Polizei den sicheren Schutz des
?auzaunes verlassen und den Gewalttätern di−
»kt gegenübertreten mußten. ?Die Einsatzlei−
?ng und die Polizeiführung im Innenministe−
um habenhier kläglich versagt.? Die Staatsre−
ierung habe mit ihrer harten polizeilichen Li−
ie bewußtdie Polizeibeamtenin Lebensgefahr
ebracht. Die Sicherheitsbehörden ? so Gantzer
’eiter ? hätten schon im Vorfeld erkennen
?nnen, daß Pfingsten 500 Baramilitärisch aus−
bildete und keinesfalls dem üblichen Erschei−
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nungsbild von Demonstranten und Chaoten ent−
sprechende Störer eintrafen. ?Diese Leute sinda.

einträten

auf die Auseinandersetzung mit der Polizei vor−

bereitet und programmiert gewesen.? Es wäre zu
einfach, sie nur mit dem Etikett ?Linksextremi−
sten? zu versehen. ?Hier handelte es sich um

Kampfgruppen, die nach Art von Wehrsport−
gruppen ausgebildet und bestens bewaffnet wa−
ren.? Der Einsatz von Reizgas wäre nach Mei−
nung Gantzers vermeidbar gewesen. Unter der
?schwachsinnigen Taktik? hätten die jungen
Polizeibeamten, aber auch viele friedliche De−
monstranten, Frauen, Kinder und Sanitäter, zu
leiden gehabt. ?Damit ist die Grenze zur Un−
menschlichkeit überschritten.?

Die
Junge Union (JU) hat Innenminister Karl Hil−
lermeier wegen des Polizeieinsatzes am
Pfingstwochenende in Wackersdorf scharf kriti−
siert.

Verbittert beklagte der CSU−Nachwuchs auf
Nützliche Idioten
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der Landesversammlung in Garmisch−Parten−
kirchen, junge Polizeibeamte seien am Bau−
zaun der atomaren Wiederaufarbeitungsanlage
(WAA) durch Fehler ?von oben? regelrecht ver−
heizt worden.

Dem Innenminister hatten Delegierte reihen−
weise ?Peinlichkeiten und Fehler?in der Polizei−
führungbei den blutigen Auseinandersetzungenin Wackersdorf vorgehalten. Über zwei Stunden
lang versuchten sie dies mit genauen Kenntnis−
sen von Einsatzdetails und unter Berufung auf
jungePolizisten zu belegen. So habe der Bundes−
grenzschutz (BGS) bedrängten Beamten nicht zu
Hilfe eilen können, ?weil er die Polizeistation
nicht gefunden hat?. ?Gebt den Herren mit den
schweren Schulterstücken mal ein paar Land−
kreiskarten?, rief das Schwandorter Landesvor−

eandsmitglied
Wolfgang Reil unter großem Bei−all. .

Oberpfälzer Delegierte warfen der CSU−Re−
gierung aber auch mangelndes Verständnis fürden in der einheimischen Bevölkerungfestver−ankerten Widerstand gegen die WAA vor. Daher
komme es immer wieder zu Solidarisierungenmit den kriminellen Gewalttätern. ?Im Land−kreis Schwandorf existiert der Rechtsstaat nichtmehr? Die CSU könne keine Veranstaltung.mehr ungestört durchführen. Polizeischutz aber
gebe es nur, wenn Minister anreisten.

Hillermeier verteidigte den Polizeieinsatz.
Bürgern, die Chaoten Unterstützung und Unter−
schlupf gewährten, würden zu ?nützlichen Idio−
ten? derer, die diesen Staat kippen undlächerlich
machen wollten. Aus dem blutigen Wochenende
werde man aber auch Konsequenzenziehen. Hil−
lermeier erwähnte die vorgesehene Rodung am
Bauzaun. Die Lage werde aberin Zukunft nicht
viel einfacher werden. So habe Bundesinnenmi−
nister Friedrich Zimmermann mitgeteilt, daß der
BGSfür solche Einsätze ?nur noch in begrenzten
Ausnahmefällen? zur Verfügungstehen?könne.

Wesentlich freundlicher ging die JU mit Bun−
deskanzler Helmut Kohl um, der erstmals auf
einer Landesversammlung der Jungen Union
Bayern fast drei Stunden mit dem Parteinach−
wuchsdebattierte. Zwar wurde die Informations−
politik der Bundesregierung nach der sowjeti−schen Reaktorkatastropheteilweise heftig kriti−
siert, die Kernenergiepolitik der Bundesregie−
rung und der Bau der WAA wurden währenddie−
ser Diskussion nur von einer kleinen Minderheit
der Delegierten offen in Frage gestellt.

Der CDU−Chefbetonte, die WAA berühreein
Kernproblem der wirtschaftlichen Existenz der
Bundesrepublik. Er stehe zur Entscheidungfürdas Atomprojekt.

m nicht dulden
?Einsatzleitung und Polizeiführung haben kläglich versagt?

.
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Regensburger
nach Pfingstkr&

Dolizeipräsident

Vielen CSU−Politikern ist der staatliche

FR  Einsatzin
7.6.86 ,

?Man kann leichter ein eingeseiftes
Schwein am Schwanz festhalten?, so äu−

ßerte sich in dieser Woche der Schwan−

dorfer CSU−Landtagsabgeordnete Man−
fred Humbs gerne gegenüber Journali−

sten, ?als einen Lebenszeitbeamten aus
seiner Stellung bringen.? Inzwischen ist
das gründlich vorbereitete, mass!v betrie−

bene Kunststück gelungen.
Hermann Friker (52), bisher oft Ein−

satzleiter der Sicherheitskräfte im Taxöl−
dener Forst bei Wackersdorf,ist seit Don−
nerstagnachmittag nicht mehr Polizeiprä−

sident von Niederbayern und der Ober−

pfalz. Der intellektuelle Beamte, der in

seiner Einsatzuniform etwa so wirkt, als

wenn sich ein Wirtschaftsführer in einen
Overall gezwungen hätte, nimmt jetzt
Freizeitausgleich und wartet an seinem
Regensburger Präsidiumsschreibtisch sit−

zend ab, was Innenminister Karl Hiller−

meier (CSU) über seine weitere Verwen

dung beschließen wird.

die Polizeigewerk
beklagte, da

Beamtenbund (PDB)
verschärfungen bislang ?a

gescheitert

"hweren ÄAUSSE

könnte?. Die eingese
einigen ?maßgeblichen

seien. Vorsitzen

Wackersdorf nicht hart

genug

Wegen der WAA−Einsätze nurnochein freies Wo

schaft im Deutschen
ß Strafrechts−

m Bremsklotz FDP?

der Gerhard
Voglerj

daß
d 100 Polizeibeamte nach den

are
kun en bei Wackersdorf be−

reits den Dienst
quittier

Kite
Der

igenen Reihen gehe inzwisc

.achr bald in einer Verweigerung Bezug
rer, lebensgefährlicher Einsätze deutlich werden

tzten Beamten seien von

Politikern maßlos ent−

en so weit, daß

walten abgelöst NZ 9.6.86
Strauß kritisierte Ex−PolizeichefFriker

Schwere Vorwürfe
Persönliche Führungsfehler am WAA−Geländeangelastet
MÜNCHEN. ? Mit schweren persönlichen Führungsfehlern und einer langen

Liste von Vorwürfen hat Ministerpräsident und CSU−Chef FranzJosef Strauß die
Ablösungdesfür die Einsätze in Wackersdorf verantwortlichen Polizeipräsiden−
ten von Niederbayern und der Oberpfalz, Hermann Friker (52), erstmals auch
öffentlich begründet.

Vor der Landesversammlung des
−CSU−Arbeitskreises Polizei in Mün−
chen kündigte Strauß außerdem einen
härteren Zugriff auf gewalttätige De−
monstranten und eine baldige Verstär−
kung der bayerischen Polizei an, die
wegen der verschärften Auseinander−
setzungen um die atomare Wiederauf−
arbeitungsanlage (WAA) mindestens
für die nächsten zehn Jahre nötig sein
werde.

Im einzelnen lastete Strauß dem am
Donnerstag abgesetzten Polizeichef
noch nachträglich die ?wochenlange
Duldung? von Hüttendörfern im WAA−
Gelände über Weihnachten, aber auch
?ungenügenden Schutz für massiv ge−
störte CSU−Veranstaltungen in der
Oberpfalz an. Bei den blutigen Pfingst−
krawallen um die WAA sei die ?zum
Schutz der Beamten geforderte offensi−
ve Polizeitaktik? schließlich ?nur äu−
ßerst halbherzig? in die Tat umgesetzt
worden.

NN
46.6.86

nmut in

rechts.

Den Polizisten, die in Wackersdorf
ihren Kopf nicht für die ?Pyramiden
der bayerischen Staatsregierung?, son−
dern für den Rechtsstaat hinhalten
müßten, habe es an ?sachlich einwand−
freier und verständnisvoller Führung?
gefehlt. Strauß schränkte ein, Frikersei.
?sicherlich ein pflichtbewußter und

tüchtiger Beamter?. Aber auch er,
Strauß, wäre als ?begabter Historiker
wohl ein schlechter Chirurg? gewor−
den. Das Innenministerium hatte jede
Stellungnahme zur Ablösung Frikers
nach zehn Jahren im Amt ?derersten
dieser Art seit 1945 in Bayern ? abge−
lehnt.
Nachdrücklich verteidigte der CSU−

Chef den Einsatz von CS−Reizgas gegen
gewalttätige Demonstranten. Probleme
gebe es allerdings mit einigen Bundes−
ländern,die ihre Wasserwerfer dafür in
Wackersdorf nicht zur Verfügung stel−
len wollten. Andere Distanzmittel aber
stünden der Polizei nicht zur Verfü−
gung.

Polizeibeamte klagen:

Kaum noch Freizeit

täuscht und verbittert?, die Bundesregierung
verhindere durch ?anhaltende Entschlußlosig−
keit? eine Verschärfung des Demonstrations−

chenende pro Monat / Verstärkung gefordert,

Mitelbay.Polizei zeigt ?organisierte Horden? im Film
Öffentlichkeit soll ?Chaoten? sehen ? Veranstaltung in Regensburg geplant/

Regensburg (hw). Die Polizei will den Videofilm, den sie während der Krawalle am Bau− , . . .
zaun der atomaren Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) drehte, der Öffentlichkeit in Regensburg E ?Wenn es gewalttätig wird, geh? ich we
zugänglich machen. Die Anregung dafür gab MdL Dr. Günther Beckstein beim Regionalarbeits−

Diese
Maxime legte der Referent allen fried

kreis ?Polizei? in der CSU, der sich im Kolpinghaus zur Regionalversammlungtraf. Im Film sind chen
W
AA−Gesgnern ans Herz und warnte Elte

iene ?organisierten Horden von Gewalttätern? zu sehen, die ihre Angriffe ?ganz systematisch auf mit
kleinen

Kindern, Rollstuhlfahrer und ande

Polizeibeamte? richten, so Dr. Beckstein in seinem Referat über die gewalttätigen Anti−WAA−De− !"
remRadius gehemmte Demonstranten, si

monstrationen der letzten Wochen. Der Film ? Teil einer geplanten Veranstaltung mit dem Ar−
2 aleen

zu
begeb:

heitstitel ?Wie finden WAA−Gegner und Polizeibeamte ein richtiges Verhältnis zueinander?? ?
e
as
lenn

Möglichkeiten zur Abwe

soll zeigen, wie ?Chaoten? den friedlichen Protest gegen die WAAfür ihr Losschlagen mißbrauchen een Gegner angeht, forderte 1
. Fi a : Beckstein den Einsatz des großen Wasserwe

und auf angemessene Menschenkulisse angewiesen sind. fers 91 und von Heizstoff. Es gelte, der Einsai
konzeption ?Bewußt auf Distanz gehen? Geltu
zu verschaffen, um hochgehende Emotionen

dämpfen. ?Ich bin froh, daß der Bürger das
nicht miterlebt?, kam der Abgeordnete auf d
Thema Pfingsttage am WAA−Bauzaun u
sprach davon, daß ein Polizist nicht die WA
sondern den Rechtsstaat verteidige.
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Kebmann warnte aber davor, nun etwas zu
überstürzen. Bei weiteren gravierenden Gewalt−
taten durch Vermummte müsse erneut geprüft
werden,obnichtdieVermummungbeipolitischen

is s . Veranstaltungen oder Demonstrationen voraus−Generalbundesanwaltfür schärfere Vorschrif−
setzungslos mit relativ hohen Strafen bedroht

ten ? Demonstrationsstrafrecht soll bleiben werden soll. Dadurch bestehe die Chance, krimi−

HAMBURG ? Generalbundesanwalt Kurt nelle Vereinigungen frühzeitig zu erkennen, dieRehamnan hat nach den gewaltigen Au LEEChaDLaandersetzungen zwischen Polizei und militan− 7 ig ; ? ;
ten De f . ten von Wackersdorf? bilden in seinen Augen ein5 mönklrunien Sim Zuingstwöchenende in

mögliches personelles Reservoir der ?Roten−Ar−Wackersdorf den unnachgiebigen und kompro− 2 ne u
mißlosen Einsatz rechtsstaatlicher Mittel gegen

mee−Fraktion"undderBRevolutionären Zellen?.

Die Polizeigewerkschaft im DeutschenChaoten verlangt.
Ein Vermummungsverbot, die Änderung der Beamtenbund hat an alle Politiker appelliert,

?sofort mit dem Lamentieren und wahltakti−Strafvorschrift gegen Landfriedensbruch, Haft− x er
befehle gegen die Straftäter und schnelle Bestra− schenÄußerungen aufzuhören und der Polizei
fung mit hoher Sanktion seien nicht antiliberal, die Mittel an die Hand zu geben, um zu verhin−
meinte er in einem Gespräch mit der Deutschen dern, daß der Mob der Straße über die Zukunft
Presse−Agentur. Man brauche gegenwärtig je− unseresLandes entscheidet?. Vor allem müsse

die ?größte innenpolitische Fehlleistung derdoch keine Verschärfung des Demonstrations− } : Fe
Nachkriegszeit sofort korrigiert, das heißt derstrafrechts, sondern schärfere Vorschriften ge− , i

gen das heutige ?anarchistische Faustrecht?. Tatbestand des Landfriedensbruchs auf seinen
alten Zustand zurückgeführt werden?. −

sebmann zu Mrawalien ?n Wackersdort

Hohe Strafen verlangt

?illelbayrische Zeiluug 2.6.86

Kabinett will Vermummung unter Strafe stellen
Ministerrat für schärfere Gesetze / Gegebenenfalls Alleingang / FDP fordert den Rücktritt Hillermeiers

München (lby). Der politische Streit um die blutigen Pfingstkrawalle am Bauzaunder ato−
maren Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) ging auch gestern weiter. Bayerns FDP−Chef Manfred
Brunnerforderte den Rücktritt von Innenminister Karl Hillermeier, der wegen des Polizeieinsat−
zes am Pfingstwochenende ebenfalls unter heftigen Beschuß der bayerischen Jungen Union (JU)
geraten war. Das Kabinett verteidigte dagegen die Polizeimaßnahmen und kündigte neue Sicher−

heitsvorkehrungenan. Sosoll in einem erweiterten Sicherheitsstreifen um das WAA−Gelände pa− >
rallel zum Bauzaun nunein breiter Sicherheitsgraben ausgehoben werden.(Siehe hierzu Bericht
auf unserer Regionseite!)

@ Der Ministerrat stimmte Hillermeiers Vor−

schlag einer beschleunigten Entwicklung und

Einführung von Distanz−Wurfgeschossen zu.
Bayern werde die Gummigeschoße,die auf eine

Entfernung von rund 60 Metern einen Angreifer
stoppen sollen, gegebenenfalls im Alleingang
einführen. Außerdem sprach sich der Minister−
rat nach einer Mitteilung der Staatskanzlei für
einen Meldedienst ?Landfriedensbruch und ver−
wandte Straftaten? aus, plädierte dafür, die Ver−

mummung und die passive Bewaffnung unter
Strafe zu stellen. Weiter verlangte das Kabinett
die Wiedereinführung des Landfriedensbruchs−

paragraphen, wie er vor 1970 bestand. Zur
Kenntnis nahm das Kabinett Personalwünsche

Hillermeiers für den zweiten Nachtragshaushalt
1986. Der Innenminister will sowohldie Bereit−

schaftspolizei wie die Polizei im Bereich Amberg
verstärken. h i
® Zur Rücktrittsforderung der FDP meinte

Hillermeier, er könne sie nicht Ernst nehmen.

Der CSU−Politiker warf der FDP ?pure Heuche−
lei? vor, wenn sie die geringe Zahl von festge−
nommenen Gewalttätern im Vergleich zu der

hohen Zahl von 187 verletzten Polizeibeamten in
Wackersdorf beklage. Gerade die Liberalen hät−
ten alles getan, um das gesetzliche Instrumenta−
rium zur Verteidigung des Rechtsstaats gegen
Gewalttäter ?gründlich zu verwässern?.

JU: Polizisten zahlen Zeche für Führungsmängel
@ Brunner hatte seine Forderung mit einem

?Führungsversagen? Hillermeiers begründet.
?Der Polizei wäre mit einem Wechsel im Innen−
ministerium gedient?, meinte der FDP−Chef und
präsentierte als Wunschkandidaten den frühe−
ren Münchner Polizeipräsidenten und jetzigen
Bonner Ministerialdirektor Manfred Schreiber.
Hillermeier sollte statt dessen in das freiwer−
dende Sozialressort wechseln. Dessen Amtsin−
haber Franz Neubauer will nach der Landtags−
wahl am 12. Oktober Präsident des Sparkassen−
und Giroverbands werden.
© Die Junge Union hat dagegenihre Kritik

an Hillermeier abermals unterstrichen. Über die

Zurechtweisung durch den Innenminister zeigte
sich der Oberpfälzer JU−Bezirksvorsitzende Ja−
kob Landgraf ?enttäuscht und verärgert?. Statt

schwammiger Presseerklärungen erwarte die
JU personelle und organisatorische Konsequen−
zen, sagte Landgraf in Schwandorf. ?Der Ober−|
pfälzer Bevölkerung, die allmählich den Glau−
ben an den Rechtsstaat verliert, ist wenig ge−|?; 4 N: SALSs aBaer PASTu: en

zwar das Fangen von Autodieben in München
beherrschen, gegen Gewalttäter in Wackersdorf
aber fast hilflos sind.?

@ Das Kabinett forderte erneutalle friedli−
chen und besonnenen Bürger auf, sich ?nicht
nur geistig, sondern auch räumlich weit von den
Chaoten zu distanzieren?. Bei den Auseinander−

setzungen am Pfingstwochenendesei ein Sach−
schaden von einer Million Mark entstanden. Die
Zahl der militanten Chaoten dort schätzte die
Polizei auf rund 1000.



taatsregierung stäarkte Innenminister den Rücken und kündigte neue Sicherheitsmaßnahmen für die Polizei

Pufferzone am WAA−Zaun wird breiter
?derständlern soll jede Deckung entzogen werden ? FDP−Landesvorsitzender fordert mit der JU Hillermeiers Rückt
MÜNCHEN ? Derpolitische Streit um die

utigen Pfingstkrawalle am Bauzaun der ato−
aren Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) ging
?ch am Dienstag weiter. Bayerns FDP−Chef
anfred Brunnerforderte den Rücktritt von In−
nminister Karl Hillermeier, der wegen des
lizeieinsatzes am Pfingstwochenende eben−
!Is unter heftigen Beschuß der bayerischen
ngen Union (JU) geraten war. Das Kabinett
rteidigte dagegendie Polizeimaßnahmen und
ndigte neue Sicherheitsvorkehrungen an.
So soll aus ?Sicherheitsgründen?, wie es ge−
rn aus dem Regensburger Polizeipräsidium
eß,
=

weiterer Streifen um das
Faugelände

im
xölderner Forst gerodet werden. Außerdem
rd das Gelände vor dem Zaun planiert, damit
© militanten Gegner des Projekts bei ihrem?
rrücken gegendie Bastion keinen Schutz etwa
?ter Erdhügeln mehr finden können.Diese ?Ni−
?uangleichung?soll vor allem entlang der süd−
hen Hälfte des Bauzaunserfolgen. , ..

Im Alleingang
Hillermeier hatte die Schaffung einesfreien

Geländes angekündigt, um damit Gewalttätern
am Sicherheitszaun um das Baugelände das Wer−
fen von Gegenständen und Untertauchen im
Wald zu erschweren. Die ?Eskalation der Ausein−
andersetzungen? hätte nach Schuierers Ansicht
vermieden werden können, wenn nicht ständig
schwerwiegende Fehler in der politischen Füh−
rung der Polizei gemacht würden. Er werde keine
Rodungen genehmigen, aber er werde dadurch
nichts verhindern können, da Hillermeier sich
dann, wie angekündigt, auf das Polizeiaufgaben−
gesetz stützen werde, ?mit dem man alles machen
kann?, sagte Schuierer.

Der Ministerrat stimmte auch Hillermeiers
Vorschlag einer beschleunigten Entwicklung und
inführung von

_

Distanz−Wu en zu.
Bayern werde die Gummigeschosse,die auf eine
Entfernung von 60 Metern einen Angreifer stop−
pen sollen, gegebenenfalls im Alleingangeinfüh−

U will in Wackersdorf ?Flagge zeigen?
sos: Hillermeier wird ?rechts überholt? / Innenminister warnt vor ?jammernder Kritik?

München/Wackersdorf (Iby). Mit einer
?chernobyl ? Ja zur WAA? will die bayerische

Veranstaltung unter dem Motto ?Nein zu
Junge Union (JU) am 13. Juni in Wackerdorfihr

’sthalten am Bau der umstritten atomaren Wiederaufarbeitungsanlage unterstreichen. ?Geradech Tschernobyl müssen wir politisch Flagge zeigen?, heißt es in der Einladung zur
s WAA−Geländes? mit anschließender Diskussion.

Daran sollen der bayerische Justizminister
?d CSU−Bezirksvorsitzende der Oberpfalz, Au−
st Lang, und die Abgeordneten Dionys Jobst
da Manfred Humbsteilnehmen.
Die bayerischen Jungsozialisten haben ge−

?Besichtigung

stern dem CSU−Nachwuchs vorgeworfen, der
Verschärfung des ?Bürgerkrieges? in der Ober−
pfalz und dem ?Ausbau des Polizeistaates? das
Wort zu reden. Die JU hatte auf ihrer Landes−
versammlung wegen des Polizeieinsatzes am
Pfingstwochenende in Wackerdorf Bayerns In−
nenminister Karl Hillermeier scharf kritisiert.

ren. Außerdem sprach sich der Ministerrat fü
einen Meldedienst ?Landfriedensbruch und ver
wandte Straftaten"aus, plädierte dafür, die Ver
mummung und die passive Bewaffnung unte
Strafe zu stellen. Weiter verlangte das Kabinet
die Wiedereinführung des Landfriedensbruchs
paragraphen, wie er vor 1970 bestand. Zur Kennt
nis nahm das Kabinett Personalwünsche Hiller
meiers für den zweiten Nachtragshaushalt 198?
Der Innenministerwill sowohldie Bereitschafts
polizei wie die Polizei im Bereich Amberg ver
stärken.

Zur Rücktrittsforderung der FDP meinte de:
Minister, er könne sie nicht ernst nehmen. De:
CSU−Politiker warf der FDP ?pure Heuchelei’
vor, wennsie die geringe Zahl von festgenomme.−
nen Gewalttätern im Vergleich zu der hohen Zah
von 187 verletzten Polizeibeamten in Wackers−
dorf beklage. Gerade die Liberalen hätten alle:
getan, um das gesetzliche Instrumentarium zu?
Verteidigung des Rechtsstaats gegen Gewalttäte?
?gründlich zu verwässern?.

MBZ 22.5.8

Hillermeier selbst wies in einer Erklärung die
Vorwürfe der CSU−Nachwuchsorganisation er−
neut zurück. Der Schwandorfer JU−Funktionär
Wolfgang Reil hätte sich seine ?Jjammernde Kri−
tik? sparen und statt dessen besser dazu beitra−
gen sollen, das eigentliche Problem der Polizei
in Wackerdorf zu lösen, wehrt sich der CSU−Po−
litiker. Dies bestehe aus der stets vorhandenen
?Riesenkulisse von Tausenden von Leuten?, die
den kriminellen Gewalttätern den Rückzug er−
möglichten. Alle entsprechenden Aufrufe fruch−
teten offenbar bei der örtlichen Bevölkerunginder Oberpfalz nichts, zeigte sich Hillermeier
enttäuscht. Hier habe die JU eine ?echte Auf−
gabe?. . i

Aufträge zum Ausbau der WAA−Infrastruktur
!berpfälzer Firmen bedacht/ Störfallanalysen sollen Bauzeit nicht verlängern / Hinweis auf
Schwandorf (el/ap). Aufträge in Millione
iederaufarbeitung von Kernbrennstoffen (DW
lt an Firmen aus der Oberpfalz zur Errich
austraßen. Dies wurde in W
ayerischen Landtagspresse
ll der Anfang der Infrastruktur am Baugelände der WAA gemacht werden.
Von den bisher vergebenen Aufträgen in Höhe
’n 36 Millionen Mark gingen rund 27 Millionen
ark an einheimische Unternehmen. Etwa ein−
nhalb Millionen Mark wurdenfür die Durch−
hrung verschiedener Genehmigungsverfahren
?r Verfügung gestellt. Außerdem sollen damit
drologische Untersuchungenund Feststellun−
’n zur Ökologischen Beweissicherung finan−
ert werden.

?Befehlslage?

MBZ 21.5.86
nhöhe vergab erneut die Deutsche Gesellschaft zur
K): Ein Volumen von ungefährfünf Millionen ent−
tung einer Feuerlösch−Ringleitung und mehrerer

ackersdorf bei einer Pressekonferenz mit knapp 20 Vertretern der
gestern bekannt. Mit dem Abschluß der umfangreichen Erdarbeiten
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Wieder Brandanschlag auf

BKA−Chef zur terroristischen Bedrohung

Die Kernkraft als
neues Angrifisziel

Nürnberg: Gewaltiges Protestpotential in die−
sem Bereich ? Zunehmende Gewalttätigkeit

NÜRNBERG ? Der ?Kampf? gegen die Nut−
zung der Kernenergie ist nach Auffassung des
Präsidenten des Bundeskriminalamts (BKA),
Heinrich Boge, ein neuer Schwerpunktlinksex−
tremistischer Aktivitäten.

Vor der Industrie− und Handelskammerin
Nürnberg sagte er in einem Vortrag zur ?terrori−
stischen Bedrohung der deutschen Wirtschaft?,
seit zirka drei Jahren sei die Konzentrierung
eines gewalttätigen Protestpotentials in diesem
Bereich zu erkennen. Zunächstsei das geplante
Zwischenlager für atomare Brennelemente in
Gorleben Ziel von Brandanschlägen auf Fahr−
zeuge, Maschinen und sonstiges Gerät von am
Bau beteiligten Firmen gewesen. Die militanten
Gruppierungenseien aber noch weitergegangen:
?Sie unterbrachen Stromleitungen, blockierten
Zufahrtsstraßen und versuchten, den Bahnver−
kehr von und zum Zwischenlager lahmzulegen.?
In den letzten Monaten habesich eine neue Qua−
lität entwickelt: Die ?Strafaktionen? seien auch
auf Zulieferfirmen und Forschungsinstitute aus−
geweitet worden, sagte Boge.

Die Aktionen gewalttätiger Kernkraftgegner
gegen die geplante Wiederaufarbeitungsanlage
bei Wackersdorf bestätigt nach Meinung des
BKA−Präsidenten die Befürchtungen seiner Be−
hörde. Die schweren Ausschreitungen an Ostern
und besonders zu Pfingsten hätten deutlich ge−
macht, welche Massen aus dem ganzen Bundes−
gebiet zu mobilisieren seien. Die Kriminalisie−
rung schreite weiter fort. Jeden Tag käme es zu
Angriffen auf Polizeibeamte, auf sonstige techni−
sche Einrichtungen, zum Teil auch mit Schuß−
waffen.

Die bisherige Entwicklung zeige deutlich, so
Boge, daß sich die militanten Kernkraftgegner
nicht mehr nur auf die Verhinderung oder Ver−
zögerung neuer Bauvorhaben beschränkten.?Ih−
nen geht es darum?, sagte er, ?den Betrieb der
existierenden Anlagen langfristig unmöglich
und die Gegend entlang der Transportstrecke
zum Feindesland für die Betreiber zu machen.?

Eine permanente und lückenlose Bewachung
aller potentiell gefährdeten Unternehmen ange−
sichts der zunehmenden Gewalttätigkeit sowohl
im Kernkraft− als auch im sonstigen terroristi−
schen Bereich bezeichnete der BKA−Chefals ?il−
lusorisches Unterfangen?. Es sei zu aufwendig.
Er riet dazu, die technischen Selbstschutzmaß−
nahmen auszubauen, den Werksschutz zu ver−
stärken und intensiver zu schulen und alle Mit−
arbeiter im Hinblick auf Gefährdungsmomente
zu sensibilisieren.

Baustelle nahe der WAR
NÜRNBERG −? Begleitet wurde die

NN
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deutsch−österreichische Anti−WAA−Kund−
gebung in Schwandorf am Wochenende von
einer Reihe Demonstrationen in verschiede−
nen Städten Bayerns und einem Brandan−
schlag, bei dem 100 000 bis 200 000 Mark
Schaden entstand.

Auf einer Brückenbaustelle zwischen den
Ortschaften Bodenwöhr und Taxöldern setz−
ten unbekannte Täter eine Baracke und einen
Bagger in Brand. Sowohl die Baubude wie der
Bagger wurdenzerstört, noch bevor die Feuer−
wehr eingreifen konnte. Da die Attentäter
auch Hydraulik− und Treibstoffleitungen an
den Baumaschinen durchschnitten, verunrei−
nigte das auslaufende Ölden Boden.

2.6.86

Die WAR−Gegner beklagen
jetzt ?Polizei−Terror?

WACKERSDORF ? Vonder Polizei ?ter− |
rorisiert? fühlen sich die Demonstranten ge−
gen die WAA im Schwandorfer Raum, die
nach der Auflösungihres Pfingstzeltlagers in
Scheunen von Bauern und Privatquartieren
der Umgebung Unterschlupf gefunden ha−
ben. ?Nachdem die friedlichen Demonstra−
tionen die Baumaschinen nicht zum Still−
stand gebracht haben, mußten wir zu anderen
Mitteln greifen?, erklärte die Sprecherin des
?Iniormationsbüros Wackerland?.

Die Widerständler scheinen indes keine
Ruhezu finden. In der Nacht zum Freitag, so
berichtetensie, sei ein mit einem Polizeibe−
amten in Zivil besetzter Personenwagen auf
einen jungen Mannlosgefahren, der sich noch
in Sicherheit bringen konnte, auf der Flucht
aber stürzte und sich dabei erheblich verletzt
habe. Ein anderer WAA−Gegnersei von einer
Zivilstreife gestellt und mit einem Knüppel
?blindwütig niedergeschlagen? worden.

Überhaupt, so meldete das Info−Büro der
Demonstranten weiter, führe die Polizei im
Landkreis Schwandorf seit letztem Montag
ununterbrochen Personen− und Fahrzeug−
kontrollen auf Straßen aller Rangordnung
durch. Ein Gastwirt und Bauer aus Neuen−
schwandsei mit seinem Traktor auf dem zwei
Kilometer langen Weg zu seinem Ackeracht−
mal von Beamten kontrolliert worden. ?De
facto?, so meinte einer der WAA−Gegner, ?hat
man über dieses Gebiet bereits den Ausnah−
mezustand verhängt.?

Trotzdem wollen sich die meist jungen
Leute, die sich rund um den Taxölderner Forst
verbergen, nicht entmutigenlassen.Sie tref−
fen sich weiterhin zu Kommunikations− und
Diskussionsrunden, die sie ?Arbeitskreise?
nennen ? freilich an geheimen Orten. Vor al−
lem aberrufen sie Gesinnungsfreundeauf, die
jetzt erst Spätfolgen des Reizgaseinsatzes am
WAA−Bauzaun verspüren,sich telefonisch im
Info−Büro in Altenschwand zu melden. Die
Nummer:(0 94 34) 33 68. Das Telefon freilich
hat seit zwei Tagen seine Tücken: ?Bei jedem
Anruf wird die Stimme des Gesprächspart−
ners allmählich schwächer bis zur Unhörbar−
keit?, erklärte eine Sprecherin. Auch dahinter
vermuten die WAA−GegnerStöraktionen der
Polizei.

Anschlag aufPolizeiinspektion
Als Aktion aus den Reihen der Anti−WAA− |

Front wird ein neuer Brandanschlag auf die
Polizeiinspektion in Neunburg vorm Wald ge−
wertet. Nachts gegen 3.30 Uhr wurden durch
ein Fenster des Polizeigebäudes und das einer
Doppelgarage sogenannte Molotowcocktails
geworfen. Menschen wurden nicht verletzt,
doch wird der Schaden auf 20 000 bis 25 000
Mark geschätzt. Der in die Garage geworfene
Brandsatz ließ einen Polizei−Kleinbus in
Flammen aufgehen und beschädigte ein wei−
teres Dienstfahrzeug.

In der gleichen Nacht wurdenin der Nähe
von Kölbldorf bei Bodenwöhr zwei Stark−
strommäste angesägt und damit die Elektrizi−
tätsversÖrgung eines größeren Gebietes lahm−
gelegt. Nach Angabeneines Polizeisprechers
waren nahezu 10000 Menschen über drei
Stunden ohne Strom. fr.



x
x

ur
|
mm |

[|

Kernenergie um den Preis einer Wahlniederlage?
Die CSU und die Polizeitaktik um Wackersdorf

MÜNCHEN,11. Juni
Die massenpsychologische Situation

in der Oberpfalz sollte nicht nur die CSU
beunruhigen, sondern ?jeden rechtlich
denkenden Menschen in der Bundesre−

publik. Für jene Gewalttäter, die viel zu
raffiniert, routiniert und diszipliniert
sind, als daß sie die Bezeichnung ?Chao−
ten? verdient hätten, empfinden im
Umkreis des Wackersdorfer Bauplatzes
Tausende von braven, biederen Bürgern
Bewunderung, ja Sympathie. Die Ver−
wirrung der Geister geht mittlerweile so
weit, daß die ’vermummten Gestalten,
die sich Körperverletzungen und Sach− |
beschädigungen zuschulden kommen
lassen, unter anderem als hilfsbereit
gelten. Tief gerührt erzählen Wackers−
dorfer Sonntagsspaziergänger, im Au−
genblick der Not, als sie das Reizgas der
Polizei in den Augen und den Atemwe−
gen hatten und nach Wasser verlangten,
hätten ihnen ?die sogenannten Chaoten?
Wasser aus der Feldflasche gereicht.
?Die Polizei schützt in Wackersdorf den
Bauzaun und vor allem sich selbst.

chwandorf erzählt

.es_einer_dem
anderen,

wiePollzisten?

Strauß neulichgesagt,falls ?Tscherno−
Fersengeld gaben und ?wie die Hasen byl? sich wiederholen sollte wäre die

?übers Feld liefen?, Die Frage, ob der .| Destabilisierung der Bundesrepublik er−

?Be "Teicht.− und, wie hinzugedacht werden °
chtsstaat stark sein solle oder. nicht,

_wird_ weniger diskutiert als die durch

?eigene Beobachtungen aufgeworfene
nämlich der einzelne zusammengeschla−
_gene_Polizist. : iene_oder
nicht,

: stimmung. Falsch
war_offenbar nicht nur di akt? er
?Polizei, sondern auch die Taktik der

?führenden

]

Zuerst h

aufarbeitu
chwieri

Politiker, auf der jene fußt. |

SCH edie"Meinung vor, daB |

?Auch jetzt,da es nach der Ablösung
des _Polizeipräsidenten_Friker um so
etwas wie eine neue Taktik gehen soll,; EIWAS

WIEEINE

NEUE

Jart?kgehensoll,

S B1 ;1. idenBeratungen zugegen.
Allerdings wird .der− Handlungsspiel−
raum, den das Gesetz den Beamten
überläßt, dadurch nicht größer. Die SPD
hat

geunkt
die neue Linie werde in der

?ausdrücklichenErlaubnisbestehen,

in?

?Notsituationen von der Schußwaffe Ge−
? brauch zu machen. Als die Polizisten
"7wie die Hasen? um ihr Lebenliefen,fiel
?aus einem Hubschrauber Reizgas, aber
kein gezielter Schuß. Die Polizei, deren

? Angehörige über die vielen Sonntags−
dienste klagen, hat sich mittlerweile
darauf beschränkt, mehr Planstellen zu
fordern,die ihr auch v

? versprochen wurden.

darf, ?Wackersdorf? politisch nicht mehr
durchsetzbar.

pr hikampf hat
cherno−

on Strauß prompt

WAA: Landratsamt verbietet
7.6.

m Das Bürgerforum wollte die Demonstra−
tion entweder am Roten Kreuz oder am bisheri−

FAZ 12.6.8386

Kundgebung direkt am Bauzaun

MBZ
Konflikt um Demonstration NN
SCHWANDORF ? Zwischen den Bürger−

initiativen in der Oberpfalz gegen die ato−
mare Wiederaufarbeitungsanlage bei Wak−
kersdorf und dem Schwandorfer Landrat
HansSchuierer (SPD) kam es zum Konflikt
um den Veranstaltungsort einer für den 7.
Juni geplanten Großdemonstration gegen
die WAA.

Schuierer hatte die Genehmigung einer
Demonstration in unmittelbarer Nähe des
Sicherheitszauns um das Baugelände der
WAA verweigert und den antragstellenden
Bürgerinitiativen einen 500 Meter vom Zaun
entfernten Demonstrations− und Kundge−
bungsort vorgeschlagen.

Die Vertreter der acht Initiativen, die
20 000 Teilnehmer erwarten, hätten aber auf
ihrem Antrag beharrt und wollten jetzt das

Verwaltungsgericht in Regensburg anrufen,
um eine Genehmigung zu erzwingen, meinte
Schuierer. Er habe mit der Polizeiführung
Gespräche geführt, und man sei zu der ge−
meinsamen rzeugung gekommnen, daß

zum Zaun ein Abstand gehalten werdensolle,
um mögliche Auseinandersetzungen zu ver−

meiden. Er sei zu seiner Entscheidung nicht
von übergeordneten Behörden aufgefordert
worden.

18.5.86

gen ?Versammlungsplatz?, einige hundert Meter
I 6 gvom Bauzaun entfernt, durchführen. Das Land−

ratsamt Schwandorf lehnte dies ?auf Anweisung
der Regierung der Oberpfalz? ab. Begründet
wurdedies damit, daß unter anderem die Eigen−
tümer der Grundstücke (die DWK unddie Ge−
meinde Wackersdorf) damit nicht einverstanden
seien. Außerdem seiensnach

den,

Freignissen
vom Pfingstwochenende, Ausschreitungen am
frande der Kundgebung zu befürchten. Der ge−
plante Versammlungsort liege aus diesem
Grund viel zu nahe am Bauzaun. Nach den Er−

fahrungen von Pfingsten müsse auch mit der
Verwendung von Molotow−Cocktails gerechnet
werden, wodurch Waldbrandgefahr bestehe. Au−
Berdem ist im Ablehnungsbescheid von der Ge−
fahr eines Verkehrschaos die Rede.
m Die Veranstaltung darf deshalb nichtin ei−

nem Bereich durchgeführt werden, der im We−
sten von der Autobahn Regensburg−Weiden, im
Norden von der Straße Schwarzenfeld−Neun−
burg vorm Wald, im Osten von der Straße Neun−
burg−Bodenwöhr, im Süden von der Bundes−

straße Schwandorf−Cham begrenzt wird.



ber 1986 war nichts mehr normal. Rund fünf−

zig Anti−AKW−Gruppen aus ganz Nord−
deutschland, Landesverbände der Grünen und mi−
litante Autonome inklusive, einigten sich auf die

Forderung ?Sofortige Stillegung aller Atomanla−

gen! Brokdorf darf nie ans Netz!? ?Solange das
mörderische Atomprogramm weitergeführt wird?,
hieß es in dem Aufruf, ?sind alle Formen des Wi−

derstands − Demonstrationen und Großaktionen,

Blockaden, direkte Aktionen, ziviler Ungehorsam
und Volksentscheide sowie die Anti−AKW−Arbeit
in den Parlamenten− legitim und notwendig.?

Die alte Diskussion über die Gewalt wurde bei

der Vorbereitung der Brokdorf−Demonstration gar
nicht erst geführt. Der Widerstand soll ?wir−
kungsvoll sein, ohne daß Menschen gefährdet
werden?, hieß es kurz und bündig in dem Aufruf;

y;e Z et 13.6.8

die ?Geschlossenheit? der Demonstranten solle
Gewähr dafür sein, daß ?niemand gegen seinen
Willen einer direkten Gefährdung ausgesetztist?.

Selbst im Aufruf der ?Christinnen und Christen
aus Nordelbien? heißt es, man werde sich ?nicht
von

sachen
Menschen und Gruppen distanzieren,

die ahdere Formen des Widerstandes als wir selbst
anwenden, auch wenn wir uns nicht in jedem Fall
mit ihnen identifizieren?. Ein prominentes Mit−
glied der Grünen in Bonn kann diese ambivalente
Haltung auch plausibel begründen: ?Wir müssen
eine Spaltung der Bewegung verhindern. Bleiben
die Gewaltfreien nicht im Gespräch mit den Auto−
nomen, werden diese isoliert und noch gewalttäti−
ger.? Die Autonomenihrerseits verhöhnen die So−
zialdemokraten und Grünen als ?rot−grüne Kolla−
borateure? des Staates.

Heiner Matthies, Diplomingenieur und Lehrbe−
auftragter an der Technischen Universität Berlin,
ist voll Hoffnung: ?Zum erstenmal haben wir eine
realistische Chance, das Atomprogramm zu stop−
pen.? Matthies ist einer der ganz wenigen alten
Ant?−AKW−Aktivisten, die nun wieder dabei sind.

Fast 100000 Bundesbürger beteiligten sich an Demonstrationen

Proteste gegen die Kernkrait−
von Ausschreitungen begleitet

NN 9.6.86

Zusammenstöße am Rand der Kundgebungen in Wackersdorf und
Brokdorf ? 500 Verletzte auf beiden Seiten ? Kritik an der Polizei

NÜRNBERG ? Fast 100 000
Menschen haben am Wochen−
ende an mehreren Orten des
Bundesgebiets gegen die wei−
tere Nutzung der Kernkraft de−
monstriert.

Während der Umwelttag in
Würzburg (siehe untenstehen−
den Bericht) und Kundgebun−
gen am Hochtemperaturreaktor
in Hamm, am Kernkraftwerk
Grafenrheinfeld (bei Schwein−
furt) und in München ohneje−
den Zwischenfall verliefen, kam
es bei den weitaus größten Pro−
testaktionen am Baugelände in
Wackersdorf und am Kernkraft−
werk Brokdorf (Unterelbe) er−
neut auch zu schweren Aus−
schreitungen zwischen der Poli−
zei und einer Minderheit von ge−
wälttätigen Demonstranten.

Die vorläufige Bilanz: Insge−
samt wurden über 100 Polizisten
und möglicherweise mehr als
400 Demonstranten verletzt. Die
?Sicherheitsbehörden meldeten
fast 200 Festnahmen.
Die  Auseinandersetzungen

setzten sich ?gestern fort: Am
Bauzaun in Wackersdorf ging die
Polizei mit Wasserwerfern und
Reizgas gegen Vermummte vor,
welche die Beamten mit Steinen
und Molotowcocktails attackiert
hatten.In Hamburgentwickelten
sich Zusammenstöße zwischen
der Polizei und Angehörigen von
?autonomen Gruppen? einer re−
gelrechten Straßenschlacht, in
deren Verlauf noch einmal mehr
als 200 Demonstranten festge−
nommenwurden.

"Nachder Katastrophe AZU?P,
2ERTETOTUNER:TTS .

BeaTTErOT Änti−AKW−Bewegung|
wiederauferstanden.Allein

?am 7.Juni demonstrierten
Zehntausendefür eine
BEECaEEE

werke. Mit nie dagewesener
Härte reagierten Staat und

°;

Polizei: Demonstrafions−
le08 Autobahnsperren,
Gasangriffe, Massenfesiset−

NZ 3.6.8
Zu den heftigen Kämpfen zwischen

starken Polizeikräften und zum Teil
. vermummten Demonstranten in Wak−

kersdorf war es gekommen, obwohlin
einem Umkreis von 100 Quadratkilo−
metern um das Baugelände durch ge−
riehtliche Entscheidungen bis in die
letzte Instanz zum Bundesverfassungs−
gericht alle Aktionen verboten worden |

waren. Rund 30 000 WAA−Gegnerhat− |
ten sich nach AngabenderVeranstalter |

° in Wackersdorf zusammengefunden,
− die Polizei sprach von etwa 15 000 De−

. monstranten. Bei den Auseinanderset−|
zungen am Baüzaun wurden 40 Perso−
nen festgenommen, von denen drei am
Sonntag dem Ermittlungsrichter in?
Amberg vorgeführt wurden. Die ande−
ren 37 befanden sich wieder auf freiem

Fuß.



Krawalle am Bauzaun...
InWackersdorfkam estrotz Demonstrationsverbots zuharten|

 Auseinandersetzungen ?

L der Versuch der

Polizei, die Steinewerfer zu isolieren, miß−

lingt. Ein Vermummterläuft mit Farbbeuteln
= niemand weiß, wie er sie durch die stren−

gen Polizeikontrollen auf den Anfahrtswegen

zum Taxölderner Forst geschmuggelt hat ?

zum Bauzaun. Auf die Frage Warum? antwor−

tet er: ?Die können etwas Farbe brauchen.?

Die Auseinandersetzungen ringsum gehen

weiter. Verletzte Durchnäßte, Ängstliche und .
7

Yerawsdtelie
hasten panikartig durcheinan−

=

i # h a 4

er. inter ihren Schutzschilden suchten Polizeibeamte in Wackers
ei

Bei den Sanitätern herrscht Hochbetrieb. SennaChäoanDecke. en
Mark.

verEi
Über 100 Verletzte müssen notdürftig verarz−

tet werden, vor allem Platzwunden. ?Die Poli−

zisten knüppelten einfach wahllos auf mich

ein?, sagt ein junger Mann mit blutüber−

strömtern Gesicht. Eine Ärztin kann keine

?weiteren Auskünfte geben, denn gerade wird

eine Frau herbeigetragen, die sichtbar unter

Schock steht. Ein Notarzt wird angefordert.
Es ist sehr schwer, einen Überblick zu behal−
ten.

F?Di HR

. Immer wieder Schreie und ?Haut
|

ab?−Sprech−Chöre aus der Ferne. Inzwischen

machensich viele auf den Rückweg. Die Poli−

zei−Einheiten drängen die Menschenin dich−

ter ?Mauer? immer weiter ab vom Bauge−

den Demon−
5o +ungehi u

zum Zaunae
?
I

lierte jedoch alle Taschen und 8.10.86
lände.

Wieder ist eine Schlacht geschlagen, wie PnTzog fast alle Personenei−

sie für die Polizei fast an jedem Wochenende, d
eibesvisitation. Rund um

schon zur verhaßten Routine geworden ist, en Bauzaun gruppierten sich

?Wie lange?, fragt einer der jungen Beamten,
Polizisten in etwa 50 Mann star−

?soll das noch so weitergehen?? Und er weiß: ken Gruppen im Abstand v

"Wir stehen doch hier für eine politische etwa.100 Metern.
an

?Sache.?
? is.

e
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WACKERSDORF. ? Die neue Polizeitaktik in Wackersdorf nach der

Absetzung des bisherigen oberpfälzischen Polizeipräsidenten Hermann
Friker schien zunächsterfolgversprechend. Ungehindert ließen die Beam−
ten die zehntausende von WAA−Gegnern nach eingehenden Kontrollen
trotz des Demonstrationsverbotes zum Bauzaun der atomaren Wiederauf−

arbeitungsanlage (WAA) ziehen. Rund um das Baugelände bestimmten

: weißbehelmte, etwa 50 Mannstarke Polizeigruppen das Bild.

Über zwei Stunden herrschte
Ruhe, der ?Waldspaziergang? am

? Zaun verlief friedlich. Nach zwei
Stunden änderte sich die Situation

jedoch schlagartig. Inder Nordwest−
kurve des Geländes prasseln Steine
und Holzknüppel auf einen Wagen
des Bundesgrenzschutzes, der un−
mittelbar hinter den Stahlgitter−
streben des Zaunessteht. Plötzlich
brennt das Auto unterhalb der
Windschutzscheibe. Ein Molotow−
Cocktail hat getroffen. Kurze Zeit
später sind die Flammen gelöscht,
jetzt zieht zur Polizei vor dem Zaun
Verstärkungauf.

Wie aus dem Erdboden gezaubert
beginnen rund 100 mit Motorrad−
sturmhauben vermummte WAA−
Gegner die Einsatzkräfte mit Stei−
nen, Flaschen und Holzknüppel zu
attackieren, aus dem Hintergrund

schießen Gewalttäter mit Stein−
schleudern. Die Polizei weicht zu−
nächst zurück. Unvermutet brechen

einige Beamte aus, ?greifen? sich
einen Steinewerfer und bilden wie−
der einen Schutzring ausihren Pla−
stikschilden. Ein wahrer Steinere−

gen ist die Antwort der Gegenseite.
So wogt der Kampf hin und her.
Kurzfristig sind die Vermummten
in der Offensive, dann reagiert wie−
der die Polizei. Auf beiden Seite
gibt es Verletzte.
Als die Steinwürfe nicht enden

wollen, wirft ein Beamterdie erste
Gasgranate unter die Demonstran−
ten. Sofort ist ein Vermummter mit
Gasmaske zur Stelle und schleudert
das Geschoßin RichtungPolizei zu−
rück, Doch trudelnd wie ein Bum−
merang landet die Granate wieder
unter den Protestierenden. Ein De−
monstrant verliert drei Finger sei−

i Wackersdorf: Die Polizei ging diesmal vor dem Bauzaun derWAA in Stellung

Neue Taktik, mehr Konfrontation
ner Hand,als er einen Blendschock;
wurfkorper mit ein

nd diesen zurückwer−
en will. Er explodiert ihm in der
Hand. Schwer verletzt wird er mit
dem Hubschrauber nach München
tränsportiert. Als an einer Stelle der’
Zaunattackiert wird, kommt es am
späten Nachmittag erstmals zum
Einsatz von Wasserwerfern mit:

Reizstoffzumischung. Nach knapp.
drei Stunden ebben die Kämpfe im
Dauernieselregen im völlig durch−
weichten Sand−Lehmbodenab.
Im Gegensatz zu den Krawallen

am Bauzaunzu Pfingsten wurde der
Zaunselbst diesmalfast nicht attak−:
kiert, dafür kam es zu mehrdirekter
Konfrontation zwischen Polizeibe−
amten und Gewalttätern. War die
größte Aggressivität bisher gegen
den einbetonierten Stahlzaun ge−
richtet, traf sie an diesem Wochen−
ende auf die Beamten,die einen ?le
benden Zaun? vor der Mauer bilden
mußten. Trotz der sichtbaren Prä−
senz der Polizei außerhalb des um−
zäunten Baugeländes konnten auch
mit der neuen Taktik gewalttätige
Ausschreitungen nicht unterbun−
den werden. NikolausDominik

NZ 3.6.86

Als die einen gingen, kamen andere erst an

Die Veranstalter warfen der Polizei am

Sonntag vor, das Demonstrationsrecht
außer Kraft gesetzt und massive Gewalt

gegen die Demonstranten eingesetzt zu

haben. Die friedliche Kundgebung vor

dem Gelände des Kraftwerks sei durch

Wasserwerfereinsätze mit CS− und CN−

Gasbeimengungen aufgelöst worden. Da−

bei seien lebensgefährliche Situationen

entstanden. Durch das Gas seien mehre−
re Menschen schwer verletzt worden. Die
Gaseinsätze gegen Demonstranten hät−

ten auch nach Auflösung der, Kundge−
bungweiter stattgefunden.

Ein Großteil der aus Hamburg kom−
menden Demonstranten war bereits in

dem Ort Kleve von der Polizei an der

Weiterfahrt nach

.

Brokdorf

−

behindert
worden, wie die Veranstalter berichteten.

Dabei seien mit Maschinenpistolen aus−
gerüstete Beamte? eingesetzt worden.

Fine dieser Waffen wurde entwendet. Es

habe zahlreiche Schwerverletzte gegeben.
Durch Schlagstockeinsatz und Steinwür−
fe hätten Bundesgrenzschutz und Polizei
etwa’80 Fahrzeuge beschädigt, zwei wel−
tere Fahrzeuge seien ausgebrannt.

FR
3.6.86

4 Ein hoher Po−
lizeioffizier sagte am Samstagabend;?Wir
haben dieses Mal nicht nur reagiert, wir,
haben auch aktiv auf das Geschehen Ein−,
fluß genommen.? ; ji
Zu diesen Aktivitäten mag vor allem:

die Zersplitterung der Demonstration ge−
zählt haben und der Versuch, die Militan−,
ten von den anderen zu trennen, Die Zer−

splitterung ist gewiß gelungen, doch es
sieht so aus, als ob auf diese Weise auch
das Demonstrations−Recht. erheblich ber
einträchtigt wordenist. } y

.. Anzumerken bleibt, daß .die Beobach−
tung−selcher ?Aufmärsche für die Journa−
listen immer schwieriger wird. Viel von

dem, was geschieht, entzieht sich ihrem?
Blick. Die Information durch die Beteilig−
ten vor Orttritt an diese Stelle. Eine be−
sondere Form der Nachrichtengebung
wurde am Samstag im Polizeihochhaus
von Itzehoe vorgeführt. Dort konnten die
Korrespondenten an Monitoren das Ger
schehen beobachten, das ihnen von der:
Polizei in den Saal geliefert wurde. Eine
Demonstration aus amtlicher Sicht SOZU−
sagen.

An der Demonstration in Brokdorf hatten
NN sich rund 40000 Menschen beteiligt. Weitere

g bh $ ?15.000 (Angabeder Polizei) bis 40 000 (Schätzun−:?D. gen der Veranstalter) kamen nicht rechtzeitig.
zum Kundgebungsgelände, weil die Polizei das
Gebiet weiträumig abgesperrt und strenge Kon−
trollen angeordnet hatte. Einige Busse wurden
?schon in der Gegend von, Hamburg gründlich?durchsucht.

? Die Protestaktionen verliefen! weitgehend
friedlich, allerdings lieferten rund tausend ge−
walttätiee Teilnehmer, die nach Auskunft eines

Polizeisprechers mit ?bisher nieht bekannter
Brutalität? vorgingen, den etwa 5000 Beamten

heftige Auseinandersetzungen.Die Polizei setzte
zunächst Tränengas ein und räumte dann unter
Einsatz von Schlagstöcken, Wasserwerfern und

Reizgas den Kundgebungsplatz. Zum schwersten
Zusammenstoß war es allerdings bei Kontrollen
in Kleve bei Brokdorf gekommen,als Polizisten
mit Leuchtpistolen und Stahlkugeln attackiert
wurden und ein Fahrzeug in Flaramenaufging.

InBrokdorfverhindertediePolizei eine geschlosseneGroßdemonstration vor dem Atomkraftwerk
irrtee

fie Zeit

43.6.8



amstagmittag, 12.15 Uhr an der Ortseinfahrt
des Dörfchens Kleve, 25 Kilometer vor Brok−

dorf. Ein fünf Kilometer langer Konvoi aus Ham−
burg − 79 Busse und mehr als 300 PKW mit rund
12 000 Demonstranten ? stoppt vor einer vierzig
Mannstarken Polizeisperre. Öffizielle Begründung
für die Absperrung: Man müsse den Zug nach Waf−
fen und Straftätern durchsuchen. Die Leute an der

Spitze des Konvois wollen eine Kontrolle, die
Stunden beansprucht hätte, nicht zulassen.
Die Bürgerinitiative Umweltschutz Unterelbe

(BUU) erklärt am Tag darauf, Polizisten seien
?sofort auf einen der ersten Wagen losgegangen?
und hätten die Insassen ’verprügelt. Erst danach
hätten Demonstranten die Beamten attackiert, Au−
genzeugen berichten: Unmittelbar ’nach Beginn
der Krawalle stürmten von rechts und links der
Straße Polizeieinheiten hinzu. Die Pkw−Insassen

Vie Zeit
wurden aus den Autos gezerrt und ?sofort zusam− 43. 6.86
mengeschlagen?. Anschließend fing die Polizei an,
die Wagen zu demolieren: Reifen wurden zersto−
chen, Heckscheiben ?eingeschlagen, Spiegel abge−
knickt, Steuer verbogen,’ Thermosflaschen zer−
trampelt, Nudelsalat zerstreut. Am Ende standen
68 Wagen manövrierunfähig auf der Straße.

−
(Bild:AP)

Während der Brokdorf−Demo wolien zwa&
Polizisten eine ältere Demonstrantin schü

9.6.96 zen. Doch sie reißt sich los und will flüchtenu Später bringt einBeamtersiein Sicherheit.

Bild 9.6.86

Geladene MP
verschwunden

Ein. Chaot schlägt
einem Polizisten
eine Eisenstange
über den Kopf.
Schädelbruch.:. Der
Chaot entwendet
eine geladene Ma−
schinenpistole. Er
wird verhaftet, die
MP bleibt ver,
schwunden... u uicun

EREEBERRET

| DIE ANTI−ATOMKRAFTDEMONSTRATION als ’Medienereignis: Fotografen filmen die
Räumung,der Zufahrtsstraßen zum Atomkraftwerk Brokdorf durch die Polizei. (Bild: dpa)



Heiligengeistfeld im Stadtteil St. Pauli
− Aversammeln sich mehr als 800 Atomkraft−
gner zu einer spontanen Demonstration gegen
= = so ein Sprecher − ?Polizeiprovokationen?
? Vortag in Brokdorf. Plötzlich − der geplante
?mzug hat noch, gar nicht begonnen ? kesseln
nf Hundertschaften der Polizei die Demon−
anten ein: ohne Vorwarnung, ohne Aufforde−
ng, den Platz zu verlassen. Um 12.21 Uhr ist
r Kordon dicht,
Später ankommende Protestierer fordern laut−
? die völlig überraschten Demonstranten in−
rhalb des Polizeikessels ziehen zu lassen; sie
:rden weggeknüppelt. Mehrere Stunden lan
st daraufhin im benachbarten Kurolinenviseeil
?e erbitterte Straßenschlacht. Die Ordnungs−
?cht ordert Verstärkung: Bundesgrenzschutz−
?heiten, Mobile Einsatzkommandos und Poli−
ten aus Nordrhein−Westfalen, die auf dem

:imweg von Brokdorf sind,
Die derweil Umzingelten (darunter sind ein
stor samt Gemeindegliedern, Grüne und Ju−
;, Mitglieder der DKP und des Aktionskreises
ben sowie ein Häuflein Autonome aus Ham−
rg und Berlin) werden einzeln abgeführt,
rchsucht, photographiert und auf die Polizei−
?chen der Stadt vertrachtet. Am Montag, 1.15
?r, ist die gespenstische Staatsaktion auf dem

lligengeistfeld vollbracht. Nach 13 Stunden
\kesselung unter freien Himmel wird der letz−
Demonstrant abgeführt.

[ie

amSonntag, 12 Uhr: Auf dem

: Als
?rz vor Mitternacht rund 40 hanseatische Taxi−
hrer mit einem Hupkonzert

dagegen
protestie−

n, daß immer noch Straßen a geriegelt sind,
erden sie nach wenigen Minuten mit einem
aßlosen Knüppeleinsatz vertrieben. Dazu am
ichsten Tag der stellvertretende Hamburger
lizeipräsident Alfred Honka: ?Weiß der Kuk−

Stolz verwies die Polizei dagegen auf ?die Waf−
fen, die wir auf dem Platz gefunden haben?. Si−
chergestellt wurden 7 Zwillen mit dazugehöriger
Munition, 2 Gasrevolver Gmiftenscheinieei) samt
Gaspatronen und Leuchtkugeln, 1 Schlagstock
mit Gasschutzvorrichtung, 4 Taschenmesser, 1
Teppichmesser, 1 Fallmesser, 11 Motorradhel−
me, 25 Paar Arbeitshandschuhe, mehrere Schien−
beinschützer, über 100 Ski− und Motorradmüt−
zen, Steine. Nur: ?Wem dies alles gehörte?, sag−
te am Einsatzort schulterzuckend ein Beamter,
?das ist leider nicht mehrfestzustellen.?
Im Verhältnis zur Dauer der Aktion und zur

Anzahl der Betroffenen ist die Ausbeute eher
mager. Honkasieht dennoch einen Erfolg: ?Von
denen, die nichts dabei hatten, kann ich natür−
lich nicht sagen, daß sie nicht auch etwas ge−
macht hätten.? Diese Begründungfreilich paßt
auf jede Protestaktion, ob angemeldet oder
nicht. Beschlossen wurde die in der Bundesrepu−
blik bisher einmalige Massensistierung am Sonn−
tagvormittag im Hamburger Polizeipräsidium.
?Uns lagen Hinweise vor, daß sich Gewaltberei−
te zu Seser Demonstration treffen wollten?,
verteidigt Honka seine neue Polizeitaktik; man
habe ?die Versammlung deshalb nach dem Poli−

zeirecht abgehandelt, um Gefahr für die öffentli−
che Sicherheit abzuwenden.? a

Der politisch Verantwortliche, ’Innensenato;
Rolf Lange (SPD), gab noch am Nachmittag vo:
einer eilends einberufenden Pressekonferenzsei−
nen Segen: Die Polizei habe eine ?Schneise de:
Gewalt durch diese Stadt verhindert?, lobte e?
vorschnell. Die Demonstranten bezeichneteeral:
?Autonome, Anarchisten und Leuteaus dem
RAF−Umfeld?. Als Grund für die Umzingelun
nannte Lange ?Steinwürfe auf Polizisten?. Une
so ging die Meldung über Rundfunk und Fernse−
hen. Zu kurz kam dabei der wahre Sachverhalt
Erst die polizeiliche ?Präventivmaßnahme* (sc
der stellvertretende Einsatzleiter Kirschberger)
hatte Steinewerfer und Straßenkämpfer außerhalb
des Polizeikordons zum Gegenschlag angesta−
chelt. Dies bestätigt indirekt sogar Kirschberger
selber: Von den Eingeschlossenen, sagt der
Hauptkommissar, ?gab es keine Straftaten?.



Mehr

Richter

für WAA−

Prozesse
cis. Nürnberg ? ?Wackers−

dorf schafft Arbeitsplätze?, ©

mit diesem Slogan wirbt die
Betreiberfirma für das um−

kämpfte und umstrittene Bau−|
projekt der Wiederaufarbei−

tungsanlage für Atommüll in
der Oberpfalz. Das stimmt zu−

# mindest am Rande: Denn die
#4
dortige Justiz muß Richter−
und Staatsanwaltsstellen auf−

stocken, um die Flut der Ver−
ji

fahren gegen Wackersdorf−De−
monstranten zu bewältigen.
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ger Justizpressesprechers

auf demPapierbestehenden
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friedensbruch über Körperver−

letzung bis hin zuWiderstand }
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fand sich _bislang bereit zur|

?Weil die Verfahren im Inter−
|
esse aller Beteiligten möglichst fl
rasch abgewickelt werden müs− ®

sen?, erklärte der Justizpresse− N
sprecher, ?werden zur perso− N

nellen Verstärkung trotz lan−
desweiter Personalengpässe
Leute von anderen Gerichten

abgezogen". Die Schaffung|
neuer Planstellen sei erst ab }

1987 in Sicht.

AZ
A4.6.36

tern hat der SPD−Innen;

Zwei weitere Hundertschaften der Polizei

Debatte um dieWAA
CSU verstärkt Streitmacht in Wackersdorf

MÜNCHEN −? Die CSUverlangte im Plenum
des Landtags während einer mehrstündigen De−
batte überdie Wiederaufarbeitungsanlage nach−
drücklich den Ausbau der Polizei um minde−
stens zwei Hundertschaften.Diessei eine ?erste
Maßnahme?, der nach Aufstellung des Doppel−
haushalts 1987/88 weitere folgen müßten, meinte
der CSU−Sicherheitsexperte Günther Beck−
stein,

Der SPD−Abgeordnete und stellvertretende
Schwandorfer Landrat Dietmar Zierer nannte

dagegen die WAA ?politisch und polizeitaktisch
nicht mehr durchsetzbar?. Statt des Polizeiaus−
baus für Wackersdorf forderte die SPD in einem
Dringlichkeitsantrag, den ?Anlaß der Auseinan−
dersetzungen? zu beseitigen und die Teilerrich−

tungsgenehmigung für die WAA zurückzuneh−

.
NN 43.6.36

Pennerfordert Schnellgerichte
nellgerichte zur Aburteilung von Gewalttä−

Butz sprach außerdem von einer ?überra−

enden Brutalität? und von ?neuen Arten de:

eneeten Kampfes?. Dem habe die Polizei nur −

ssive Schutzmöglichkeiten entgegenzusetzen.

wischen Schlagstock und Schußwaffebestehe
eine Lücke in den polizeilichenMitteln. OR er

"Dagegen betonte Bundesjustizminister
Hans

Engelhard (FDP), die Lösung liege inder Ent−
!wicklung geeigneter polizeitaktischer"Maßnah−\*
men. Er wandte sich erneut gegen eine Änderung
des Demonstrationsstrafrechts und betonte, die

Ausschreitungen vom Wochenende seien nach

geltendem Rechtals Straftaten faßbar.



je
Zimmermann fordert Verschärfung des Demonstrationsstrafrechts|

?Tatbestand des Landfriedensbruchs?wieder einführen? % Widerstand der FDP FAZ
12.6. %

ban. BONN, 11. Juni. Nach den. von

Gewalttätigkeiten begleiteten Anti−

kernkraftkundgebungen der vergange−
nen Wochen sind am Mittwoch die Mei−

nungsverschiedenheiten in der Bonner

Koalition über eine neuerliche Ände−

rung des Demonstrationsstrafrechts
während der Sitzung des Bundeskabi−

netts zur Sprache gekommen. Innenmi−

nister Zimmermann (CSU), der dem
Bundeskabinett über die Ausschreitun−
gen in Brokdorf, Hamburg und Wak−

| kersdorf berichtete, trug die in der Uni−
on verbreitete Forderung nach einer

Gesetzesänderung vor. Diese war in den

vergangenen Tagen und am Mittwoch
ein weiteres Mal von Justizminister En−

gelhard (FDP) mit dem Hinweis abge−
lehnt worden,las geltende Recht. reiche

i i ewalttäti−

i

a
i Pr ? . ?

rderte, daß un dem ichts
r _Abschreckung? die ?Vermummung e

in Straftatbestand werden müsse. ?Au= |−
zende Bangemann sprach im Rundfunk

Teidem

wiederhalen

wirunsernKarde−

: w

nellere
estrat

h

?/ ?sch
.

?AutonoN!
Rue

Bundesjustizminister Engelhard

(FDP) trat den Forderungenin der Uni−
on nach einer ?Verschärfung? des De−

monstrationsstrafrechtes entgegen. Das

sei zwar eine ?emotional verständliche

Reaktion?, aber bei ?nüchterner Über−

legung? sei es ein ?untaugliches Mittel

gegen die Gewalt?. Engelhard sagte, die

un Landfriedensbruchtat−

amit meinte
= mmermann die
Rechtslage bis zum Jahr 1970, wonach
sich bei einer gewalttätigen Zusammen−

rottung alle Anwesenden strafbar ma−

chen, unabhängig von ihrer persönli−
chen Gewaltanwendung. Zimmermann

begründete das im Kabinett mit dem

Satz: ?Denn wer sich bei kriminellen

Handlungen ? wie sie in Wackersdorf

und Brokdorf geschehen sind ? nicht
entfernt und durch seine Anwesenheit
den Gewalttätern Schutz gewährt,
macht sich mitschuldig an den Aus−

schreitungen.? Justizminister Engelhard

sagte, zwar müsse gegen die Gewalttä−
ter ?mit der Härte des Gesetzes vorge−

gangen. werden?. Gesetzliche Regelun−
gen im Demonstrationsstrafrecht aber.
halte er ?nicht für erforderlich?, nach−

dem das Strafgesetzbuch erst im ver−

gangenen Jahr ergänzt worden

_

sei.

ielmehr müsse überlegt n, ?das
nde Recht konsequenter und effek−

n e
aatsanwälten vor

als ei
ispi = =

Sich?

von einer Überlastung de

werden?. Gegen die Wünsche der Union

nach einer Gesetzesänderung sagte er,
nun müsse das geltende ?gute: Recht

auch konsequent angewandt? werden.:
Zimmermann berichtete dem Kabi−

nett, bei den jüngsten Ausschreitungen
seien 187 Polizeibeamte verletzt wor−

den, 27 darunter schwer. Die Störer−

gruppen hätten die Polizei mit Stahlku−
?
geln, Krämpengeschossen und Steinen

angegriffen. Die Chaoten seien in ge−
schlossenen Konvois angereist, die

Kennzeichen der Fahrzeuge seien ver−

deckt gewesen, ?Das Gewaltpotential
agierte im Schutz friedlicher. Demon−

stranten?, wobei auch Kinder die Poli−
zeiaktionen behindert hätten.
DEN

e

"Dersonell und materiell verstärkt wer−
en An diesem Donnerstag werden sich

die Innenminister des Bundes un er

Länder auf einer Sonderkonferenz in

onn treffen. (Fortsetzung Seite 4),hi

onn will durchgreifen
Den Krawallmachern soll mitmehr Härte begegnet
werden ? SPD: Die Gerichte sind oft zunachsichtig
BONN. ? Bundesinnenminister Friedrich Zimmermannwill auf der Kabi−

nettssitzung am morgigen Mittwoch überdie Gewalttätigkeiten bei den Demon−
strationen von Brokdorf, Wackersdorfund Hamburg berichten.Gewalttätigkeiten in Brokdorf, Wak−

kersdorf und Hamburgseien schon jetzt
nach geltendem Recht als Straftaten

?faßbar?. Deshalb seien neue Gesetze

nicht nötig, sondern es müsse überlegt

werden, wie das geltende Recht ?konse−

quenter und effektiver? angewendet
werden könne, Engelhard forderte: ?ES

muß alles darängeselzt_ we noch|

_mehrGewalttäter bei Demonstrationen

dingfest zu machen. Das wird aber
nicht erreichtdurcheineAnderungder
PGesetze"7

n
?Bei denSicherheitsbehörden wurde
?amMontag Hinweisen aus der Union

widersprochen ?bei deu Sogenaunten

|

?Autonomen? Gruppen gebe es eine

zentraleSteuerung;dlesset"bisher−
uch"wennr

ich
di

omen? im vergangenen

?Tabrauf

einigen
Teen versammelt

ätten. Die Gewalttäter inBrokdort
"undWäckersdorf werden vor allem die−

sen Gruppen zugerechnet. Die Sicher−
heitsbehörden rechnen derzeit den ?Au−
tonomen? etwa 2500 Mitglieder zu. Da−

von seien etwa 1500 zu Gewalttätigkei−

ten bereit. Für eine zentrale Lenkung
seien die ?Autonomen? viel zu diffus

organisiert. Sie hätten ihre Schwer−

punkte in Frankfurt, Freiburg, Ham−

burg, Hannover und Göttingen sowie ?

mit abnehmender Tendenz ? in Berlin.

Der Sprecher des. Innenministeri−
ums, Michael−Andreas Butz, meinte
dazu, es müsse geprüft werden, wie
diesem off Ka

entgegengetreten werden könne. Die
Ausrüstu ei dringend zu
verbessern. Regierungssprecher Fried−

NZ

helm Ost deutete an, daß eventuell eine
Sonderkonferenz der Innen− und Ju−
stizminister einberufen werden müsse.
Dabei gehe es um die Prüfung, wie gel−
tendes Recht konsequenter angewen−
det werden könne. ;

Butz sprach von ?drei neuen Arten
desbewaffneten Kampfes". In Brokdorf
seien Demonstranten im Konvoi mit

verdeckten Fahrzeugkennzeichen an−

gereist.AusdiesenBussen seien diePo−
lizisten mit Stahlkugeln beschossen
worden.

>

0.6.86 " Derstellvertretende FDP−Vorsitzen−

FAZ
40.6.86

Über die Finanzierung dieser Gruppen ?

sei den Behörden wenig bekannt. Es sei

auszuschließen, hieß es, daß sie von der
DDR oder von dem orthodoxen Kom−

munismus in der Bundesrepublik, also

der DKP, Mittel erhielten. Auch gebe es

?keine Anhaltspunkte?, daß sie von den
2 ? twin ee−

E
T

de Gerhart Baum forderte in einem In−
terview des ?Hamburger Abendblat−
tes?, daß Chaoten und militante De−
onstranten sofort einem Staatsan−
alt vorgeführt und rasch abgeurteilt
erdensollten. Künftig müßten Staats−
wälte auch am Demonstrationsort

sein. Das Ermittlungsyerfahren müsse
sofort eingeleitetwerden...



Innenminister erörtern Maßnahmengegen Gewsalttäter

Vorerst keine schärferen Gesetze
Zimmermannverlangt Verstärkung der Polizei und VerbesserungihrerAusrüstung

? Von unserer Bonner Redaktion

mes Bonn,12. Juni
?Ohnegreifbares Ergebnis ist eine Sonderkon−

ferenz der Innenminister geblieben, die sich am
Donnerstag in Bonn mit Konsequenzen aus den

RERRIRTRTERL

.
4.6.86

it Gewalttätern solidarisch
Zu den Ausschreitungen

in

Brokdorf und Wackers−
dorf bemerkt die( Westdeutsche Allgemeine Zeitu

(Essen):

?Gegen den Ausbau der Kernkraft in der Bun−

desrepublik sollte demonstriert werden. Doch

viel mehr beschäftigt die Auseinandersetzung
mit der Gewalt, die dabei erneut zum Ausbruch

kam. Das macht den Widersinn des gewaltsamen
Protestes deutlich. Er verstärkt nicht die Ziele

der friedlichen Mehrheit, er bringt sie vielmehr in

Mißkredit. Mit der Gewaltist in der Bundesrepu−
blik bisher gar nichts verändert worden. Es sind,

wie der Fall Tschernobylzeigt, ganz andere Wir−

kungskräfte, die das Denken der Menschen und

damit auch die Politik beeinflussen. Deshalb

?bleibt es rätselhaft, warum die Mehrheit der
monstranten so duldsam_ ist gegenüber den

Chaoten. Es scheintsich darin eine ständig wach−
ende Fei

j
enüber dem Staat aus−

zudrücken,der als der gemeinsame Gegner emp−

|funden

wird−

auch

we

Y

kaltlassen. Da es nicht die D e ,
sich aufdiese Weise mit den Gewalttäternsolida−
risieren,ist die Frage, woherdiese Feindseligkeit

kommt, und wie man sich mit ihr auseinander−

setzt, genauso wichtig wie die jugistischen und

die polizeitaktischen Fragen, die nach solchen

Wochenenden der Gewalt immer wieder erörtert

werden. Mit den Chaote ürde man nämlich

leicht ferti
ie

isolieren könnte, wenn

sie keinen Unterschlupf i Die

walttäter handeln aus der Menge heraus. Die

Polizeitrifft bei ihrem Einsatz gegen die Gewalt−

täter auch die anderen.?

| gewalttätigen Ausschreitungen bei den jüngsten
Anti−Kernkraftdemonstrationen in Brokdorf und

Wackersdorf beschäftigte. Nach einer mehrstün−
digen Beratung im Bundesinnenministerium

l konnten die beteiligten Minister aus Bund und
Ländern keinen politischen Beschluß präsentie−
ren; vielmehr äußertensie sich je nach Parteizu−

?gehörigkeit höchst. unterschiedlich.

SZ 13.6.56

ewalttäter

Die nnaversc Ilgemeine_Zei−

BR
schreibt zum Verfassungsschutz−

ericht:
: . , RE Fre

°
?Wenn die Tatbestände: zutreffen, die?

Zimmermann als Erkenntnisse des Ham−:

burger Verfassungsschutzes zitiert: hat,
wenn es also nachweisbare gemeinsame

Operationen von Grünen und Alternativen
mit kommunistischen Gruppen und mili−
tanten Gewalttätern gibt, dann ist nicht
mehr zu begreifen, warum etwa die

K−Gruppen vom Verfassungsschutz obser−
viert werden. dürfen, die Grünen mit
Rücksicht auf ihre Anwesenheit in Parla−
menten aber nicht. Wer sich an Gewaltta−
ten beteiligt, hat es sich auch gefallen zu

lassen, wie ein Gewalttäter behandelt zu

werden. Wenn die Innenminister der Län−

der jetzt von Zimmermann eingeladen
worden sind, über neue Abwehrtaktiken

gegen neue Bündnisse bei Gewaltanwen−

dungen zu sprechen, sollte dieser Punkt
dazugehören.? .. uaBT

Die Wurzel des Krawall−üÜbels

Zum selben Thema liest man in der

?Kölnischen Rundschau?: 40.6. 6

?Kaum eine Protestveranstaltung vor
den Toren deutscher Kraftwerke endet
friedlich. Anlaß zur Sorge geben jedoch
weniger die etwa 1500 Randalierer, die
von Demonstration zu Demonstration rei−
sen. Die Polizei wäre sicher in der Lage,
dieser Chaoten Herr zu werden, wenn die

"Beamten von den Politikern dabei unter−

stützt würden, Beunruhigen muß vielmehr
das Verhalten von SPD und Grünen zu
diesen Protesten, Die Krawalle von Brok−
dorf und Waokersdorf lassen schon wieder
die. Diskussionen über die. Verschärfung
des Demonstrationsstrafrechts und neue
Polizeiwaffen aufflammen. Mit diesen
Maßnahmen könnte man vielleicht wirk−
samer gegen die Chaoten einschreiten. Die
Wurzel des Übels wird dadurch aber nieht

beseitigt, Solange Gewalttäter in der Mas−

ss_von Taysenden Demonstranten Schutz,
finden und yon einer legalen politischen
Partei noch unterstützt werden, so lange
wird eg auch zu Krawallen kommen,?

2.6.86
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Zimmermann fordert Verschärfung des Demonstrationsstraftechts|
?Tatbestand des Landfriedensbruchs’wieder einführen? / Widerstand der FDP

ung Landfriedensbruchtat−

bestand wieder einzuführen." | %
?

Damit meinte

ban. BONN, 11. Juni. Nach den. von

Gewalttätigkeiten begleiteten Anti−

kernkraftkundgebungen der vergange−
nen Wochensind am Mittwoch die Mei−

nungsverschiedenheiten in der Bonner

Koalition über eine neuerliche Ände−

rung des Demonstrationsstrafrechts
während der Sitzung des Bundeskabi−

netts zur Sprache gekommen. Innenmi−

nister Zimmermann (CSU), der dem
Bundeskabinett über die Ausschreitun−
gen in Brokdorf, Hamburg und Wak−
kersdorf berichtete, trug die in der Uni−
on verbreitete Forderung nach einer

Gesetzesänderung vor. Diese war in den

vergangenen Tagen und am Mittwoch
ein weiteres Mal von Justizminister En−
gelhard (FDP) mit dem Hinweis abge−
lehnt worden,.das geltende Recht. reiche

? immermann die

Rechtslage bis zum Jahr 1970, wonach

sich bei einer gewalttätigen Zusammen−

rottung alle Anwesenden strafbar ma−

chen, unabhängig von ihrer persönli−
chen Gewaltanwendung. Zimmermann

begründete das im Kabinett mit dem

Satz: ?Denn wer sich bei kriminellen

Handlungen ? wie sie in Wackersdorf

und Brokdorf geschehen sind ? nicht
entfernt und durch seine Anwesenheit
den Gewalttätern Schutz gewährt,
macht sich mitschuldig an den Aus−

schreitungen.? Justizminister Engelhard

sagte, zwar müsse gegen die Gewalttä−
ter ?mit der Härte des Gesetzes vorge−
gangen. werden?. Gesetzliche Regelun−
gen im Demonstrationsstrafrecht aber.

halte er ?nicht für erforderlich?, nach−

dem das Strafgesetzbuch erst im ver−

FAZ
19.6.%

werden?. Gegen die Wünsche der Union
nach einer Gesetzesänderung sagte er,
nun müsse das geltende ?gute Recht

auch konsequent angewandt? werden.
Zimmermann berichtete dem Kabi−

nett, bei den jüngsten Ausschreitungen
seien 187 Polizeibeamte verletzt wor−

den, 27 darunter schwer. Die Störer−

gruppen hätten die Polizei mit Stahlku−
’
geln, Krämpengeschossen und Steinen

angegriffen. Die Chaoten seien in ge−
schlossenen Konvois angereist, die

Kennzeichen der Fahrzeuge seien ver−

deckt gewesen, ?Das Gewaltpotential
agierte im Schutz friedlicher. Demon−
stranten?, wobei auch Kinder die Poli−
zeiaktionen behindert hätten.
de » Konsequenzen

Fordeaus. Zimmermann sagte,

die

gewalttäti−
en Aktio a stäti e

Srrmun ae ARE
und der

rigkeit?völlig

unzureichend?

sei,Er

Tee
ner : ?

dem ichforderte, daß unter ?Gesichtspunkt.
der Abschreckung? die ?Vermummung

−

Nere® garalung
?

men?/ ?sehmel
.

ono?Aut

Bundesjustizminister Engelhard
(FDP) trat den Forderungenin der Uni−

on nach einer ?Verschärfung? des De−

monstrationsstrafrechtes entgegen. Das

sei zwar eine ?emotional verständliche

’Reaktion?, aber bei ?nüchterner Über−

legung? sei es ein ?untaugliches Mittel

gegen die Gewalt?. Engelhard sagte, die

Gewalttätigkeiten in Brokdorf, Wak−

kersdorf und Hamburgseien schon jetzt
nach geltendem Recht als Straftaten,
?faßbar?. Deshalb seien neue Gesetze
nicht nötig, sondern es müsse überlegt

werden, wie das geltende Recht ?konse−

quenter und effektiver? angewendet
werden könne, Engelhard

_

forderte;

?muß

_

all DL

_mehrGewalttäter bei

dingfest
zu machen. Das wird

nicht erreicht durcheine Änderun
"Gesetze."

Bei den Sicherheitsbehörden wurde
ki

am MontagHinweisen aus der. Union

widersprochen , bei deu sogenauuten

?Autonomen? Gruppen gebe es eine

?zentraleSteuerung;?dies"set
"bisher−

uch"wenm?

?sich

die

?Autonomen? im vergangenen

"hätten. Die Gewalttäter in Brokdor
?undWäckersdorf werden vor allem die−

sen Gruppen zugerechnet. Die Sicher−
heitsbehörden rechnen derzeit den ?Au−
tonomen? etwa 2500 Mitglieder zu. Da−
von seien etwa 1500 zu Gewalttätigkei−

ten bereit. Für eine zentrale Lenkung
seien die ?Autonomen? viel zu diffus

organisiert. Sie hätten ihre Schwer−

punkte in Frankfurt, Freiburg, Ham−

burg, Hannover und Göttingen sowie ?

mit abnehmender Tendenz ? in Berlin.

Über die Finanzierung dieser Gruppen ?

sei den Behörden wenig bekannt. Es sei

auszuschließen, hieß es, daß sie von der
DDR oder von dem orthodoxen Kom−
munismus in der Bundesrepublik, also

der DKP, Mittel erhielten. Auch gebe es

?keine Anhaltspunkte?, daß sie von den
Grünen finanziert würden. Teisummaksks−

ende Bangemann sprach i

FAZ
40.6.86

ergänzt worden sei.
das grey)

ersonell und materiell verstärkt wer−

I An diesem Donnerstag werden
adie Innenminister des Bundes un er

Länder auf einer Sonderkonferenz In

Bonn treffen. (Kortsetzung Seite 2) ge
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Bonn will durchgreifen
Den Krawallmachernsoll mitmehr Härte begegnet
werden ? SPD: Die Gerichte sind oft zunachsichtig
BONN. ? Bundesinnenminister Friedrich Zimmermann will auf der Kabi−

nettssitzung am morgigen Mittwoch über die Gewalttätigkeiten bei den Demon−
strationen von Brokdorf, Wackersdorfund Hamburg berichten.

Der Sprecher des: Innenministeri− helm Ost deutete an, daß eventuell eine
ums, Michael−Andreas Butz, meinte Sonderkonferenz der Innen− und Ju−

dazu, es müsse geprüft werden, wie stizminister einberufen werden müsse.
diesem off en Kam Dabei gehe es um die Prüfung, wie gel−

entgegengetreten werden könne. Die tendes Recht konsequenter angewen−

Ausrüstung

He=−PRHzeL

seidringendzu.

detwerden könne. ;
verbessern. Regierungssprecher Fried−

es
seien Demonstranten im Konvoi mit
verdeckten Fahrzeugkennzeichen an−

gereist.Aus diesen Bussen seiendiePo−

NZ lizisten mit Stahlkugeln beschossen
?worden.

40.6.86 Der stellvertretende FDP−Vorsitzen−
de Gerhart Baum forderte in einem In−
terview des ?Hamburger Abendblat−
tes?, daß Chaoten und militante De−
onstranten sofort einem Staatsan−
alt vorgeführt und rasch abgeurteilt
erdensollten,Künftig müßten Staats−
wälte auch am Demonstrationsort

ein. Das Ermittlungsverfahren müsse
soforteingeleitetwerden.: iBee

Butzsprach von ?drei neuen Arten
d waffneten Kampfes". In Brokdorf

TS
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A it Gewalttätern solidarisch
Zu den Ausschreitungenin−Brokdorf und Wackers−
dorf bemerkt die( Westdeutsche Allgemeine

e

Zeitun,

(Essen):

?Gegen den Ausbau der Kernkraft in der Bun−

desrepublik sollte demonstriert werden. Doch

viel mehr beschäftigt die Auseinandersetzung
mit der Gewalt, die dabei erneut zum Ausbruch

kam. Das macht den Widersinn des gewaltsamen
Protestes deutlich. Er verstärkt nicht die Ziele

der friedlichen Mehrheit, er bringt
sie vielmehr in

Mißkredit. Mit der Gewalt ist in der Bundesrepu−
blik bisher gar nichts verändert worden.Es sind,
wie der Fall Tschernobylzeigt, ganz andere Wir−

kungskräfte, die das Denken der Menschen und

damit auch die Politik beeinflussen. Deshalb

?bleibt es rätselhaft, warum die
Mehrheit

nerheitder

Demonstranten so duldsam ist gegenüber den

Chaoten. Es scheint sich darin eine ständig wach−

?sende

Feindseligkeit
gegenüber

demStaat

aus−

Ann,?Der
als der gemeinsame Gegneremp−

h wenn
man selber keine Steine

kaltlasse
&

sich auf diese Weise mit den Gewalttätern solida−

risieren, ist die Frage, woher diese Feindseligkeit

kommt, und wie man sich mit ihr auseinander−

setzt, genauso. wichtig wie die jugistischen und

die polizeitaktischen Fragen, die nach solchen

Wochenendender Gewaltiimmer wieder erörtert

werden. Mit den Chaoten
de man nämlich

leicht ferti si ieren könnte, wenn

sie keinen Unterschlupf i Die

walttäter handeln aus der Menge heraus. Die

Polizeitrifft bei ihrem Einsatz gegen die Gewalt−

täter auch die anderen?

Innenminister erörtern Maßnahmengegen Gewalttäter

Vorerst keine schärferen Gesetze
Zimmermannverlangt Verstärkung derPolizei und VerbesserungihrerAusrüstung

?Ohne greifbares Ergebnis ist eine Sonderkon−
ferenz der Innenminister geblieben, die sich am
Donnerstag in Bonn mit Konsequenzen aus

den

SZ 3.6.56

. Von unserer Bonner Redaktion

| gewalttätigen Ausschreitungen bei den jüngsten
Anti−Kernkraftdemonstrationen in Brokdorf und
Wackersdorf beschäftigte. Nach einer mehrstün−
digen Beratung im Bundesinnenministerium
konnten die beteiligten Minister aus Bund und
Ländern keinen politischen Beschluß präsentie−
ren; vielmehr äußerten sie sich je nach Parteizu−

?gehörigkeit, ?höchst...unterschiedlich.

2.6.86
ewalttäter

Die nnoversc u ?? ir
tung? schre zum nasneing utz−
Bernt:

: DETTIRR .

?Wenn die Tatbestände zutreffen, die
Zimmermann als Erkenntnisse des Ham−:
burger Verfassungsschutzes zitiert hat,
wenn es also nachweisbare gemeinsame

Operationen von Grünen und Alternativen
mit kommunistischen Gruppen und mili−

tanten Gewalttätern gibt, dann ist nicht
mehr zu begreifen, warum etwa die

K−Gruppen.vom Verfassungsschutz obser−

viert werden dürfen, die Grünen mit
Rücksicht auf ihre Anwesenheit in Parla−

menten aber nicht. Wer sich an Gewaltta−
ten beteiligt, hat es sich auch gefallen zu

lassen, wie ein Gewalttäter behandelt zu
werden. Wenn die Innenminister der Län−
der jetzt von Zimmermann eingeladen
worden sind, über neue Abwehrtaktiken

gegen neue Bündnisse bei Gewaltanwen−

dungen zu sprechen,
ee Arsen, Punktdazugehören.? .. Ai

Die Wurzel des Krawall−Übels

Zum selben Thema liest man in der

?Kölnischen Rundschau?: 40.6. 86

?Kaum eine Protestveranstaltung vor
den Toren deutscher Kraftwerke endet
friedlich. Anlaß zur Sorge geben jedoch
weniger die etwa 1500 Randalierer, die
von Demonstration zu Demonstration rei−
sen. Die Polizei wäre sicher in der Lage,
dieser Chaoten Herr zu werden, wenn die

?Beamten von den Politikern dabei unter−
stützt würden, Beunruhigen muß vielmehr
das Verhalten von SPD und Grünen zu
diesen Protesten, Die Krawalle von Brok−
dorf und Wackeradorflassen schon wieder
die: Diskussionen über die Verschärfung
des Demonstrationsstrafrechts und neue
Polizeiwaffen aufflammen. Mit diesen
Maßnahmen könnte man vielleicht wirk−
samer gegen die Chaoten einsehreiten. Die
Wurzel des Übels wird dadurch aber nicht

beseitigt,
olange Gewalttäter in der Mas−

Tayus en Demonstranten Schut
finde nd einer legalen politischen

Partei noch nie: werden, so langewird es auch zu Kr m o ?



Lochte: Gewalttäter nicht mehrpolitischisoliert.
?In Brokdorf gab es ein Zusammengehen mit den Grünen,sagtder Chef des Hamburger.

Köln (ddp/dpa)
Bei den jüngsten Demonstrationen gegen die

Kernenergie1stesMINtantenGEWEITATEFANach
Angaben Tr Leiters des Hamburger Landesam−

s für Verfassungsschutz, an Loc e−

ungen, ihre politische Isolati

So habe es in Brokdorf ein Zusammengehender

Grünen mit den sogenannten Autonomen gege−
ben, sagte Lochte in einem Interview des

Deutschlandfunks. Die ?seit Jahr und Tag
bekannten? militanten Gewalttäter hätten den

Hamburger Grün−Alternativen vorgeworfen, ei−

ne bürgerliche Partei wie andere auch zu sein.

Um sich von diesem Vorwurf zu entlasten, hätten

die Grün−Alternativen ihre Unterstützung für
den Fall zugesagt, daß die Polizei Gewalttäter

aufhalten und durchsuchenwolle.
3

eherGruppen, so sie sic n,

Ohne jede Vorwarnung massive rfälle auf Po−
h Nach Tschernobyllizeibeamte unternähmen.

wasser bekommenund glaubten,?sich

allesher−_

ausnehmen zu können, Es komme jetzt darauf

herzustellen, die Gewalt ablehnen. Entschieden

sprach sich Lochte gegen eine Verschärfung des

Demonstrationsstrafrechts aus: ?Davon halte ich

gar nichts.? An den Grundbedingungen,die letzt−
lich zu Ausschreitungen führten, könne damit

?nichts geändert werden. |wahree

Verfassun, sschutzesAnn nn SE ne ELcz 4.6.86

Lochte dazu in einem Interview in den Ta−

gesthemen/ARD am 9.6. :

Die Militanten (Anarchisten, Sozialrevo−
lutionäre, Autonome) wollen nicht die
Kernkraftwerke stillegen, sondern sie wol−
len die herrschende Klasse stillezen, wie
sie es nennen. Also: den Staat zerschlagen.
Die demo s in Brokdorf und wackersdorf wa−
ren ein Höhepunkt der kadikälität. Sie sind
so abgelaufen, wie die Militanten es wollten.
In den Vorbereitungstreffen, haben sich alle
ihrem Aktionskonzept angeschlossen:
gemeinsam handeln, sich nicht trennen lassen
sich bei den Kontrollen nichts abnehmen las−
sen und bis zum geplanten Kundgebungsort
durehzubrechen.
Lochte spricht sich gegen neue, schärfere
Gesetze aus.
Entscheidend ist für ihn, die "Gewalttäter"
politisch zu isolieren, die Diskussion da−
rüber jetzt zu führen, z.B. mit den Grünen,
damit sie keine Demo s mehr zusammen mit
Militanten vorbereiten.

Vorlage des Verfassungsschutzberichtes 1985

Die Bereitschaft zu Gewalttaten hat weiter zugenommen
? Zimmermann: RAF−Kern

wiederso starkwiein 70erJahren
? Auch Neonazis bleiben gefährlich

. BONN ? Die Bereitschaft zu Gewalttaten
hat nach Erkenntnissen der bundesdeutschen
Sicherheitsbehörden in den: verschiedensten

Insgesamt stieg die Zahl linksextremistisch
motivierter Gewalttaten dem Bericht zufolge im

vergangenen Jahrvon 1269 auf 1604 an, die Zahl
links− und rechtsterroristischenGruppierungen derTerraoranschlägevon 14B auf221. −
weiter zugenommen.

1.
LLLLL??????????????????????

Prozeß 7.6.

Der 1.Prozeß im Zusammenhang mit der Demo am 7.6
ä

.b. am Baugeländein Wackersdorf lief am Mo. 16.6. als Schnellgerichtsverfahren
in Amberg.
Angeklast war ein Typ aus Österreich, der seit dem 7.6. in
U−Haft war.
1 7 2: ;

.
wurde wegen " 2x

versuchter gefährlicher Xörperverletzun:s
Steinewerfen) und Mitführens eines Mollis" zu

?

9 hMonaten auf 3 Jahre Bewährung und 500,−− Geldstrafe verurteilt.


